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Abréviations

UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

EFTA Europäische Freihandelsassoziation
BFS Bundesamt für Statistik
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
EU Europäische Union
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Forschung
UNESCO Organisation der Vereinten Nationen für Erziehung, Wissenschaft und

Kultur
SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft
RTVG Bundesgesetz über Radio und Fernsehen
BLV Bundesamt für Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen
Euroatom Europäische Atomgemeinschaft
OR Obligationenrecht
FIFG Bundesgesetz über die Förderung der Forschung und der Innovation
BGCITES Bundesgesetz über den Verkehr mit Tieren und Pflanzen geschützter

Arten
BFI Politikbereich „Bildung, Forschung und Innovation“
WBK-NR Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats
TSchG Tierschutzgesetz
Innosuisse Schweizerische Agentur für Innovationsförderung
BBG Berufsbildungsgesetz
CITES Übereinkommen über den internationalen Handel mit gefährdeten Arten

freilebender Tiere und Pflanzen
SKAO Square Kilometre Array Observatory
ERIC Konsortium für eine europäische Forschungsinfrastruktur
ITER International Thermonuclear Experimental Reactor
BSLB Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung

DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et
de la communication

AELE Association européenne de libre-échange
OFS Office fédéral de la statistique
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
UE Union européenne
SEFRI Secrétariat d'Etat à la formation, à la recherche et à l'innovation
FNS Fonds national suisse de la recherche scientifique
UNESCO Organisation des Nations unies pour l'education, la science et la culture
SSR Société suisse de radiodiffusion
LRTV Loi fédérale sur la radio et la télévision
OSAV Office fédéral de la sécurité alimentaire et des affaires vétérinaires
Euroatom /
CEEA

Communauté européenne de l'énergie atomique
CO Code des obligations
LERI Loi fédérale sur l'encouragement de la recherche et de l'innovation
LCITES Loi fédérale sur la circulation des espèces de faune et de flore protégées

(Loi sur les espèces protégées)
FRI domaine politique „Formation, recherche et innovation“
CSEC-CN Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil

national
LPA Loi fédérale sur la protection des animaux
Innosuisse Agence suisse pour l'encouragement de l'innovation
LFPr Loi fédérale sur la formation professionnelle
CITES Convention sur le commerce international des espèces de faune et de

flore sauvages menacées d'extinction
SKAO Square Kilometre Array Observatory
ERIC Consortium pour une infrastructure européenne de recherche
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ITER Réacteur thermonucléaire expérimental international
OPUC Orientation professionnelle, universitaire et de carrière
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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Elections et votations (organisation)

«Die Ausländerinnen von heute sind die Frauen von damals», zitierte Balthasar Glättli
(gp, ZH) zu Beginn der durch zwei parlamentarische Initiativen zum Stimm- und
Wahlrecht für Ausländerinnen und Ausländer angestossenen Debatte einen Vergleich
zwischen den vor 1971 vom politischen Prozess ausgeschlossenen Frauen und den nach
wie vor exkludierten Ausländerinnen und Ausländern aus der NZZ. Zwar sei 1971 ein
«Demokratieproblem» gelöst worden, es bestehe aber noch ein weiteres, das
angegangen werden könne, wenn man der parlamentarischen Initiative der grünen
Fraktion Folge gebe. Auch der zweite Initiant, Mustafa Atici (sp, BS), argumentierte, dass
der Ausschluss rund eines Viertels der Bevölkerung die direkte Demokratie der Schweiz
unvollständig mache. Im Gegensatz zum Vorstoss der grünen Fraktion, die das passive
und aktive Stimm- und Wahlrecht für Ausländerinnen und Ausländer auf Bundesebene
einführen wollte, forderte Atici dieses für kommunale Angelegenheiten. Beiden
Anliegen war gemein, dass sie als Bedingung für die Vergabe der politischen Rechte
wenigstens fünf Jahre Wohnsitz in der Schweiz voraussetzten. Die Ratsdebatte war
nötig geworden, weil die SPK-NR mit je 17 zu 8 Stimmen empfohlen hatte, beiden
Anliegen keine Folge zu geben. Die hauptsächlichen Argumente für die abschlägige
Empfehlung wurden von Kommissionssprecherin Marianne Binder-Keller (mitte, AG)
und Kommissionssprecher Damien Cottier (fdp, NE) vorgebracht: Wer politische Rechte
ausüben wolle, müsse sich lediglich einbürgern lassen. Zudem könne die Einführung
eines kommunalen Stimm- und Wahlrechts nicht auf der Bundesebene bestimmt
werden, sondern sei eine kantonale Angelegenheit. Darüber hinaus erachte die
Kommission die Integration von Ausländerinnen und Ausländern in der Schweiz gar
«ungeteilt» als «zufriedenstellend»: «Angesichts eines der höchsten Ausländeranteile
in Europa gibt es kaum nennenswerte Schwierigkeiten, und ganz offensichtlich fühlen
sich die Menschen ausländischer Staatsbürgerschaft abgeholt», erklärte die
Kommissionssprecherin. Dies mache den Besitz von Stimm- und Wahlrecht nicht
vordringlich. Binder-Keller liess es sich zudem nicht nehmen, den einleitenden
Vergleich Glättlis vehement zu kritisieren. Es sei eine «schreiende Ungerechtigkeit»
gewesen, «Bürgerinnen und Bürger in einem Land unterschiedlich zu behandeln». Im
Gegensatz zu damals bestehe ja heute die Möglichkeit, sich einbürgern zu lassen. Eine
links-grüne Kommissionsminderheit stellte bei beiden Vorstössen einen Antrag auf
Folgegeben, dem in beiden Fällen allerdings nur die Fraktionen der SP und der Grünen
folgten. Die 63 Stimmen reichten allerdings gegen die 110 (Pa.Iv. Atici; 4 Enthaltungen)
bzw. 113 (Pa.Iv. GP, 0 Enthaltungen) Gegenstimmen nicht aus. Die Vergabe des Stimm-
und Wahlrechts für Nicht-Schweizerinnen und -Schweizer auf kommunaler Ebene
hängt somit weiterhin vom Wohlwollen der kantonalen Stimmbevölkerungen ab. 1

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 07.06.2022
MARC BÜHLMANN

Elections

Elections fédérales

Bei den Nationalratswahlen 2019 im Kanton Basel-Stadt bewarben sich 133 Kandidaten
auf 28 Listen für einen der fünf Stadtbasler Nationalratssitze. Die Frauenquote auf den
Listen betrug 45.9 Prozent und wurde damit nur im Kanton Zug übertroffen.

Vor vier Jahren, bei den eidgenössischen Wahlen 2015 hatten die CVP und die FDP
beide ihren Sitz verloren. An ihrer Stelle wurden Christoph Eymann von der Liberal-
Demokratischen Partei (LDP) und Sibel Arslan von der Partei Basels starke Alternative
(BastA) in den Nationalrat gewählt. BastA bildet zusammen mit der Grünen Partei Basel-
Stadt das Grüne Bündnis und beide sind Mitglied in der Grünen Partei Schweiz (GPS).
Eymann als auch Arslan traten 2019 wieder zur Wahl an, ebenso wie Beat Jans (SP) und
Sebastian Frehner (SVP). Als einzige der Bisherigen trat Silvia Schenker (SP), nach 16
Jahren in der Grossen Kammer, nicht zur Wiederwahl an. Im Kampf um den
freigewordenen Sitz wurde bei der SP ein Zweikampf zwischen Sarah Wyss und Mustafa
Atici erwartet. Die ehemalige Juso-Präsidentin Wyss sah sich als die logische Nachfolge
von Schenker, da beide am linken Rand der SP politisieren, während der
türkischstämmige Atici als eher eingemittet und wirtschaftsfreundlich gilt. Die
Mitteparteien strebten einen zusätzlichen Sitz an und konnten sich dank einer breiten

ÉLECTIONS
DATE: 20.10.2019
ELIA HEER
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Listenverbindung (FDP, LDP, GLP, CVP, EVP, BDP) eine sehr gute Ausgangslage
verschaffen. Innerhalb der Listenverbindung konnten sich die FDP, CVP und GLP
berechtigte Hoffnungen auf den allfälligen zweiten Mitte-Sitz neben der LDP machen.
Die CVP startete im Wahlkampf eine «Technologieoffensive» die darauf abzielte, der
Partei zu einem moderneren Image zu verhelfen. Die FDP sorgte kurz vor dem
Wahlsonntag für einen Wirbel, da bekannt wurde, dass Sympathisanten des türkischen
Präsidenten Erdogan und dessen umstrittener Syrien-Politik für den kantonalen FDP-
Parteipräsident Luca Urgese Wahlkampfhilfe betrieben. Die GLP, angeführt von der
kantonalen Parteipräsidentin Katja Christ, erhöhte ihre Chancen auf einen Sitz indem
sie eine Unterlistenverbindung mit der EVP und der BDP einging.
Unterlistenverbindungen wurden ursprünglich eingeführt um verschiedene Listen der
selben Partei zu verbinden (zB. die Hauptliste mit einer Frauen- oder
Jungparteienliste). Doch dadurch, dass die drei Parteien als Mitte – GLP, Mitte – BDP
und Mitte – EVP antraten, konnten sie trotzdem zusammen eine Unterlistenverbindung
eingehen. Wahlbeschwerden gegen dieses politische «Buebetrickli» gingen keine ein. 
Da sich abzeichnete, dass die Mitteparteien einen Sitz dazugewinnen werden, galten die
beiden Bisherigen ganz links und rechts als Wackelkandidaten. Sebastian Frehner (SVP)
war laut Smartvote in der vergangenen Legislatur der rechteste Parlamentarier der
Schweiz während Sibel Arslan (BastA) eine der linksten Parlamentarierinnen war. Der
Wahlkampf hatte für beide ihre Tücken. Frehner nervte sich ab der Verunstaltung
seiner Wahlplakate und musste sich gegen die Kritik am SVP-Plakat mit dem
wurmstichigen Apfel wehren. Arslan musste ihren linken Unterstützern erklären, warum
sie von der Operation Libero unterstützt wird, obwohl sie bei vielen Positionen, etwa
dem Lohnschutz im Zusammenhang mit dem EU-Rahmenabkommen, deren Ansichten
nicht teilt. BastA ging eine Listenverbindung mit den Grünen, der SP und der
Piratenpartei ein. Die SVP verband sich mit der EDU.

Wie in vielen Kantonen hatten die Grünen und die GLP auch in Basel-Stadt am meisten
zu feiern. Das Grüne Bündnis konnte deutlich Wähleranteile zulegen (+6.5
Prozentpunkte auf 17.7%) und Sibel Arslan wurde ungefährdet wiedergewählt. Die
Strategie der Grünliberalen ging auf, denn obwohl die Partei nur gerade 5.7 Prozent der
Wählerstimmen erhielt, wurde mit Katja Christ erstmals eine Vertreterin der GLP aus
Basel-Stadt in den Nationalrat gewählt. Die LDP gehörte ebenfalls zu den Gewinnern
(+3.8 Prozentpunkte auf 15.3%) und verteidigte den Sitz von Christoph Eymann
erfolgreich. Trotz der deutlichen Gewinne der Grünen, konnte die SP ihren Wähleranteil
stabil halten (-0.6 Prozentpunkte auf 32.7%) und Beat Jans wurde problemlos
wiedergewählt. Hinter Jans das zweitbeste Resultat erzielte Eva Herzog (SP), doch
aufgrund ihrer erfolgreichen Ständeratskandidatur verzichtete sie wie erwartet auf das
Amt als Nationalrätin. Für sie konnte Mustafa Atici nachrutschen. Er lag rund 1000
Stimmen vor Sarah Wyss auf dem ersten Ersatzrang. Ein Debakel war die Wahl für die
SVP, welche 5.2 Prozentpunkte verlor (neu 12.4%) und die Abwahl von Sebastian Frehner
hinnehmen musste. Auch die CVP und die FDP gehörten zu den Verlierern. Beide
büssten Wähleranteile ein und verpassten so den angestrebten Sitzgewinn. Die
Zusammensetzung der Baselstädtischen Volksvertretung lautete somit neu: 2 SP, 1 LDP,
1 GPS, 1 GLP. Die Stimmbeteiligung fiel gegenüber 2015 (-2.7 Prozentpunkte), lag aber
mit 47.7 Prozent trotzdem über dem nationalen Durchschnitt. 2

Politique étrangère

Relations avec d'autres Etats

Anfang Februar 2023 reiste eine fünfköpfige Delegation der parlamentarischen
Freundschaftsgruppe Schweiz-Taiwan nach Taipeh. Die Gruppe setzte sich aus den
Nationalratsmitgliedern Fabian Molina (sp, ZH), Mustafa Atici (sp, BS), Yves Nidegger
(svp, GE), Nicolas Walder (gp, GE) und Léonore Porchet (gp, VD) zusammen. Obwohl
Freundschaftsgruppen gemäss Parlamentsgesetz nicht als Organe der
Bundesversammlung gelten und daher auch nicht in deren Namen auftreten können,
sorgte der Besuch aufgrund der angespannten Situation zwischen Taiwan und der
Volksrepublik China national wie auch international für Aufregung. 
Die Reise erfolgte zudem trotz einer vorangegangenen Bombendrohung in der Metro
der taiwanesischen Hauptstadt. Gemäss dem «Blick» hatten Unbekannte gefordert, den
Schweizer Parlamentarierinnen und Parlamentariern den Besuch zu verweigern und
dieser Forderung mit der Drohung mutmasslich Nachdruck verliehen. Fabian Molina
bezeichnete die Reise als «Zeichen der Unterstützung für die Demokratie in Taiwan».
Die Volksrepublik China hatte derweil in Person des chinesischen Botschafters in der
Schweiz ihre Besorgnis und ihren Widerstand gegen den Besuch deutlich gemacht. Er

RELATIONS INTERNATIONALES
DATE: 06.02.2023
AMANDO AMMANN

01.01.65 - 19.04.24 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



warf der Delegation vor, die «unabhängigen separatistischen Kräfte in Taiwan» zu
unterstützen, was den Frieden in der Taiwanstrasse nicht fördere. Die taiwanesische
Regierung mass der Reise entsprechend viel Aufmerksamkeit bei. So wurde die
Schweizer Delegation nicht nur von vier hochrangigen Ministern und Ministerinnen,
sondern auch von Präsidentin Tsai Ing-wen persönlich in Empfang genommen. 

Ebenfalls verärgert zeigte sich die Weltwoche, die die Reise im Nachhinein als Gefahr
für die bilateralen Beziehungen zwischen der Schweiz und der Volksrepublik China
bezeichnete. Man habe mit der Übernahme der EU-Sanktionen im Zuge des Ukraine-
Kriegs schon Russland gegen sich aufgebracht, nun dürfe man es sich nicht auch noch
mit China verscherzen, so das Wochenmagazin. Das Blatt störte sich auch daran, dass
die APK-NR im Jahr zuvor eine Motion (Mo. 21.3967) angenommen hatte, welche eine
Vertiefung der Beziehungen zu Taiwan verlangte, obwohl die Schweiz das Land nicht als
eigenständigen Staat anerkenne. Der Genfer Nationalrat Nicolas Walder versuchte im
Nachgang des Besuchs, die erhitzten Gemüter in der Schweiz zu beruhigen. Er gab zu
verstehen, dass man sich mehr über demokratische Werte und Solidarität ausgetauscht
habe als über das Thema Unabhängigkeit. Er betonte zudem die wirtschaftliche
Bedeutung Taiwans, unter anderem als Halbleiterproduzent, mithilfe derer man die
wirtschaftliche Abhängigkeit von der Volksrepublik reduzieren könne. Walder erwähnte
in diesem Zusammenhang, dass sich Taiwan die gleichen Handelsbedingungen wünsche,
wie sie die Volksrepublik China seit dem Abschluss des Freihandelsabkommens 2013
geniesse. 3

Der bei den eidgenössischen Wahlen im Oktober 2023 nicht mehr wiedergewählte
Mustafa Atici (sp, BS) wollte mit einer Motion die Zusammenarbeit mit Taiwan im
Bereich Wissenschaft, Technologie, Innovation und Kultur vertiefen. Zu diesem Zweck
hatte er vor seinem Ausscheiden aus dem Parlament eine Vereinbarung zwischen dem
«Trade Office of Swiss Industries, Taipei» und der «Taipei Cultural and Economic
Delegation in Switzerland» vorgeschlagen. Mit dieser Vereinbarung solle das Schweizer
Netzwerk für Bildung, Forschung und Innovation erweitert werden. Taiwan habe das
Potential, in diesem Netzwerk zu einem weiteren Hauptstandort zu werden. Um das
grosse Potential der Zusammenarbeit in den erwähnten Bereichen zu nutzen, genügten
die aktuellen Beziehungen auf technischer Ebene nicht, so die Argumentation des
Vorstosses.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er verwies darauf, dass die
Schweiz Taiwan nicht offiziell als eigenständigen Staat anerkenne. Dies bedeute, dass
die Schweiz keine offiziellen Abkommen mit Taiwan abschliesse. Falls ein Interesse
bestehe, könnten das Trade Office of Swiss Industries und die Taipei Cultural and
Economic Delegation in Switzerland – beides privatrechtliche Organisationen – ein
Abkommen abschliessen. Zudem könnten unabhängig davon Partnerschaften zwischen
Schweizer Forschungs- und Kultureinrichtungen oder Schweizer Hochschulen und
entsprechenden Institutionen in Taiwan eingegangen werden. Im Übrigen seien die
bereits vorhandenen Beziehungen zu Taiwan in den Bereichen Bildung, Forschung,
Innovation und Kultur bereits sehr gut; der Bundesrat verwies exemplarisch auf die
Bundes-Exzellenz-Stipendien für junge Forschende und Kunstschaffende aus Taiwan
oder auch auf die finanzielle Unterstützung von Recherchereisen nach Taiwan für
Schweizer Kulturschaffende. Vor diesem Hintergrund vertrat der Bundesrat die Ansicht,
dass die bestehenden Austausch- und Fördermöglichkeiten genügten.
Der Vorstoss, mittlerweile übernommen von Fabian Molina (sp, ZH), wurde in der
Frühjahrssession 2024 vom Nationalrat behandelt. Nachdem Molina sowie
Bildungsminister Parmelin noch einmal ihre Argumente wiederholt hatten, nahm die
grosse Kammer den Vorstoss mit 96 zu 86 Stimmen und 9 Enthaltungen an. Die
ablehnenden Stimmen stammten von der geschlossen stimmenden FDP.Liberalen-
Fraktion sowie von der grossen Mehrheit der SVP-Fraktion. 4

MOTION
DATE: 28.02.2024
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Economie

Agriculture

Détention d'animaux, expérimentation animale et protection des animaux

Après avoir été accepté à l'unanimité par le Conseil des Etats, le projet du Conseil
fédéral de modification de la LCITES est passé devant la CSEC-CN. Entrant à l'unanimité
en matière, les membres de la commission se sont frittés sur la question du
renforcement du bien-être animal, une minorité souhaitant interdire l'importation de
produits issus d'animaux si ceux-ci ont impliqué des mauvais traitements. Une seconde
minorité s'est formée pour combattre la prolongation du droit d'opposition aux
décisions de l'OSAV à 30 jours (contre 10 actuellement). Sur l'ensemble du projet, il ne
s'est pas trouvé de voix au sein de la commission pour s'y opposer, bien que 5 élu.e.s se
soient abstenu.e.s. 
Lors des délibérations au Conseil national, la première minorité a été défendue par
l'écologiste Meret Schneider (vert.e.s, ZH) qui a précisé que cela ne concernerait pas
uniquement les animaux protégés par la CITES mais l'ensemble des espèces importées.
Elle a justifié cette position en s'appuyant sur les changements de valeurs au sein de la
société à propos du bien-être animal. De l'avis de la majorité, cette proposition de
minorité n'a, d'une part, pas à être traitée dans le contexte d'une modification de la
LCITES et d'autre part, le Conseil fédéral a déjà la possibilité de procéder à de telles
interdictions dans le cadre de la Loi sur la protection des animaux (LPA), comme
rappelé par l'élue argovienne Lilian Studer (pev, AG). Au nom du groupe libéral-radical,
Christoph Eymann (pld, BS) s'est montré, quant à lui, sceptique sur les possibilités de
contrôler les méthodes d'élevage à l'étranger. La proposition défendue par Meret
Scheider n'a pas réussi à convaincre une majorité d'élu.e.s, obtenant 82 voix contre 108
(4 abstentions).
La deuxième minorité a été défendue par le socialiste Mustafa Atici (ps, BS). Selon lui, la
prolongation du délai d'opposition à 30 jours ne profite à personne. Cela coûtera plus
cher pour les offices vétérinaires qui devront s'occuper des animaux saisis et le bien-
être de ces animaux sera prétérité, les conditions n'étant pas toujours idéales pour
accueillir ces animaux pendant une si longue période de temps. Finalement, cela
entraverait, d'après l'élu bâlois, une résolution rapide de ces cas problématiques. Pour
le groupe de l'UDC, Martin Haab (udc, ZH) s'est opposé à cette minorité, les dix jours
actuellement accordés se révélant être dans bien des cas trop courts pour récolter les
clarifications nécessaires à une opposition. Au vote, cette proposition n'a récolté que
69 voix contre 125.
Finalement, le projet dans son ensemble a obtenu un soutien unanime de la part des
conseillers et conseillères nationales, bien que 18 élu.e.s du groupe de l'UDC se soient
abstenu.e.s.
Au vote final, les deux chambres ont avalisés ce projet de modification avec une
majorité quasi unanime du côté de la chambre basse (158 voix contre 2 et 35
abstentions; toutes à compter dans les rangs de l'UDC) et une unanimité, sans
abstention, du côté de la chambre haute. 5

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 03.03.2021
KAREL ZIEHLI

Infrastructure et environnement

Energie

Energie nucléaire

Le député socialiste Mustafa Atici (ps, BS) a chargé le Conseil fédéral de sortir la Suisse
des programmes internationaux de développement de nouveaux réacteurs nucléaires
dans le domaine de la fission et de la fusion. De son point de vue, les investissements
financiers dans la recherche sur le nucléaire sont en inadéquation avec la politique
énergétique de la Suisse qui prévoit la sortie de l'énergie nucléaire. Selon lui, cet argent
devrait être investi dans le développement des énergies renouvelables. 
Le Conseil fédéral s'est opposé à la motion. Il considère que les objectifs helvétiques et
européens convergent dans la recherche dans le domaine de l'énergie nucléaire. Par
conséquent, il préconise une participation de la Suisse aux programmes Euratom et
ITER. Fin de l'année 2022, la motion a été classée car elle n'a pas été examinée dans un
délai de deux ans. 6

MOTION
DATE: 16.12.2022
GUILLAUME ZUMOFEN
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Aménagement du territoire et logement

Logement et loyer

Der Nationalrat beriet in der Herbstsession 2022 eine Motion von Mustafa Atici (sp, BS)
zum Mietrecht. Atici forderte mit seinem Vorstoss eine Verlängerung der
Kündigungsfrist für langjährige Mieterinnen und Mieter. Er begründete sein Anliegen
damit, dass eine Kündigung für langjährige Mietende – insbesondere für ältere oder
kranke Personen – sehr belastend sei. Dass sie zudem noch in relativ kurzer Frist –
innerhalb von drei Monaten – eine neue Bleibe finden müssen, sorge für zusätzlichen
Stress. Wenn für diese Personen die Frist verlängert würde, könnten Härtefälle
verhindert werden. Da Gesamtsanierungs- oder Neubauprojekte eine erhebliche
organisatorische Vorlaufzeit hätten, sei eine Verlängerung der Kündigungsfrist auch für
die Vermieterschaft zumutbar, so der Motionär. Stellung zum Vorstoss nahm einzig
Bundesrat Guy Parmelin. Dieser zeigte sich grundsätzlich einverstanden damit, dass
eine Kündigung für langjährige Mietende sehr belastend sein könne. Er vertrat jedoch
die Meinung, dass das Mietrecht bereits genügend Instrumente für die Abfederung
solcher Härtefälle kenne. So könnten Mietende eine Kündigung kostenlos anfechten,
falls sie denken, diese sei missbräuchlich. Falls die Kündigung von der
Schlichtungsbehörde als rechtsgültig beurteilt werde, habe diese von Amtes wegen zu
prüfen, ob eine Erstreckung, sprich eine angeordnete Verlängerung des
Mietverhältnisses, angezeigt sei. Die Schlichtungsbehörde habe dabei einen grossen
Ermessensspielraum und die Dauer des Mietverhältnisses sei im geltenden Recht (Art.
272 Abs. 2 OR) sogar explizit festgehalten als eines der Kriterien, welches die Behörde
bei ihrem Entscheid berücksichtigen soll. Der Nationalrat folgte Parmelins Antrag und
lehnte die Motion mit 120 zu 64 Stimmen ab. Die Fraktionen stimmten allesamt
geschlossen, wobei die ablehnenden Stimmen aus den Fraktionen von SVP, FDP, Mitte
und GLP kamen. 7

MOTION
DATE: 29.09.2022
ELIA HEER

Politique sociale

Population et travail

Marché du travail

Im September 2022 reichte Mustafa Atici (sp, BS) eine Motion ein, mit der er verlangte,
dass zukünftig auch Personen aus Drittstaaten, die eine höhere Berufsbildung in der
Schweiz abgeschlossen haben, in der Schweiz bleiben dürfen, um zu arbeiten. Aktuell
durften nur Drittstaatenangehörige mit Schweizer Hochschulabschluss erleichtert
zugelassen werden, wenn ihre Erwerbstätigkeit von hohem wissenschaftlichem oder
wirtschaftlichem Interesse ist, nicht aber Personen mit höherer Berufsbildung. Diese
Ungleichbehandlung sei «stossend», so Atici in der Begründung für seinen Vorstoss. 
In seiner Stellungnahme vom November 2022 beantragte der Bundesrat, die Motion
abzulehnen, da er bereits im Rahmen des Postulates Nantermod (fdp, VS; Po. 19.3651)
verschiedene Massnahmen ergriffen habe, um den Arbeitsmarktzugang für Arbeitskräfte
aus Drittstaaten zu erleichtern. 
Der Nationalrat nahm die Motion in der Herbstsession 2023 dennoch mit 136 zu 53
Stimmen an; einzig die SVP-Fraktion votierte dagegen. Zuvor hatte Bundesrätin
Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU) erfolglos betont, dass eine weitere Ausnahme bei
den Höchstzahlen mit der Regelung zur Masseneinwanderungsinitiative in der
Bundesverfassung kollidieren würde. 8

MOTION
DATE: 25.09.2023
GIADA GIANOLA

Ende September 2023 reichte Mustafa Atici (sp, BS) ein Postulat ein, mit dem er einen
Bericht über mögliche Massnahmen zur Milderung des Fachkräftemangels in den
nächsten beiden Jahrzehnten verlangte. Den Szenarien zur Bevölkerungsentwicklung
des BFS zufolge könne der Arbeitskräftemangel durch die Migration von Personen aus
anderen Ländern ausgeglichen werden, so der Motionär. Da aber auch die EU- und
EFTA-Länder von einem Arbeitskräftemangel betroffen seien, müssten verstärkte
«Rekrutierungsschwierigkeiten» aus diesen Ländern in Betracht gezogen und die
Auswirkungen einer Ausbildungsoffensive abgeschätzt und gegebenenfalls eine
Erhöhung der Drittstaatenmigration ins Auge gefasst werden. Zu einer Abschätzung des
zukünftigen Fachkräftemangels müsse nicht zuletzt auch die demografische Alterung
der Schweizer Bevölkerung und diejenige in den wichtigsten Herkunftsländern sowie
der Wandel des inländischen Arbeitsmarktes berücksichtigt werden. 
In seiner Stellungnahme vom November 2023 beantragte der Bundesrat, das Postulat
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abzulehnen, da die verlangten Anliegen bereits anderweitig berücksichtigt würden. Wie
bereits in seiner Antwort auf das Postulat Müller (mitte, LU) (Po. 23.3380) angedeutet,
sei der Bundesrat bereit, die Ursachen und Auswirkungen des Fachkräftemangels auf
die Wirtschaft und den Wohlstand der Schweiz in einem Bericht näher zu untersuchen.
Zudem überprüfe der Bundesrat in Beantwortung des Postulats Nantermod (fdp, VS)
(Po. 19.3651) bereits das System der Arbeitsmarktzulassung von Drittstaatsangehörigen.
Ferner solle auch die Umsetzung der Motion Dobler (fdp, SG) (Mo.17.3067) diesbezüglich
weitere Erleichterungen bringen.

Anfang Dezember 2023 wurde die Motion unbehandelt abgeschrieben, weil Atici bei
den Eidgenössischen Wahlen im Oktober 2023 nicht wiedergewählt worden war und
niemand das Anliegen übernahm. 9

Enseignement, culture et médias

Enseignement et recherche

Enseignement et recherche

Mustafa Atici (sp, BS) reichte im März 2021 ein Postulat bezüglich der Validierung von
Bildungsleistungen ein. Atici forderte den Bundesrat auf, in einem Bericht
verschiedene Punkte zum Nachweis von beruflichen Fähigkeiten zu klären. Zum einen
wollte er wissen, weshalb die seit 2004 im BBG verankerten «anderen
Qualifikationsverfahren» zum Nachweis von beruflichen Fähigkeiten noch nicht oft
angerechnet würden. Zum anderen verlangte der Postulant eine Übersicht über die
Erfahrungen, welche die einzelnen Kantone sowie vergleichbare europäische Länder bis
heute bei der Validierung von informell erworbenen Lernleistungen sowie von
beruflicher und sonstiger Praxis gewonnen haben. Schliesslich forderte Atici
Vorschläge, wie – aufbauend auf den im Bericht gewonnenen Erkenntnissen und in
Absprache mit den Verbundpartnern – eine neue Ausrichtung der
Validierungsverfahren aussehen könnte.
Der Stadtbasler Nationalrat begründete seinen Vorstoss mit der Tatsache, dass die
Validierung von Bildungsleistungen an formale Abschlüsse nur punktuell vorgenommen
werde. Atici setzte seine Hoffnungen daher auf Ansätze, die die Fähigkeiten und
Kompetenzen «spezifischer Zielgruppen unabhängig von formalisierten Bildungsgängen
modular validier[en] und in (Teil-)Zertifikaten» abbilden. Dies verbessere die
Arbeitsmarktfähigkeit der Betroffenen und erleichtere den Zugang zu Aus- und
Weiterbildungen. Der Bundesrat erläuterte, dass es in der Schweiz derzeit keine
Zertifizierung von informell erworbenen Kompetenzen gebe. Er sei daher bereit
darzulegen, wie sich die Situation in der Schweiz darstelle und welche Erfahrungen
andere Länder mit der Zertifizierung dieser Fähigkeiten gemacht hätten. Das Postulat
wurde in der Sommersession 2021 vom Nationalrat stillschweigend angenommen. 10

POSTULAT
DATE: 18.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Formation professionnelle

Die WBK-NR verlangte mittels einer im April 2022 eingereichten Motion die Stärkung
und Weiterführung der Berufs-, Studien- und Laufbahnberatung (BSLB). Der zentrale
Punkt bestand für die WBK-NR in der Weiterführung des Projekts «viamia», welches
einen Teil des 2019 beschlossenen Massnahmenpakets des Bundesrats zur Förderung
inländischer Arbeitskräfte darstellte. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des
Vorstosses. Das Parlament habe sich mit Gutheissen des BBG dafür entschieden, dass
sich der Bund aus dem Bereich BSLB zurückziehe und diesen den Kantonen überlasse.
Der Bund nutze jedoch die Möglichkeit, im Rahmen einer gezielten Projektförderung
gewisse Leistungen der Kantone für die BSLB zu finanzieren. So beteilige sich das SBFI
in der laufenden BFI-Periode etwa an dem erwähnten Projekt viamia, welches Personen
über 40 Jahren eine kostenlose berufliche Standortbestimmung ermöglicht. Eine
allfällige Verlängerung der Anstossfinanzierung durch den Bund könne im Rahmen der
BFI-Botschaft 2025-2028 geprüft werden.
Die grosse Kammer befasste sich in der Sommersession 2022 mit dem Anliegen. Dabei
lag ein Einzelantrag von Andreas Glarner (svp, AG) auf Ablehnung der Motion vor. Der
SVP-Vertreter begründete seinen Antrag mit dem Argument, dass die Stärkung der
Massnahmen und Weiterführung von Projekten im BSLB-Bereich erst im Rahmen der
BFI-Periode 2025-2028 beraten werden sollen. Simone de Montmollin (fdp, GE)
erläuterte seitens der Kommission, dass die vorberatende WBK-NR über eine
parlamentarische Initiative von Mustafa Atici (sp, BS; Pa.Iv. 21.517) debattiert habe,
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welche im BSLB-Bereich Kompetenzen für den Bund gefordert hatte. Die Kommission
sei im Rahmen dieser Diskussion übereingekommen, dass der BSLB-Bereich gestärkt,
an der Kompetenzaufteilung zwischen Bund und Kantonen jedoch nicht gerüttelt
werden solle. Daher habe die Kommission die vorliegende Motion eingereicht, worauf
Mustafa Atici seine Initiative zurückzog. Letzterer wies im Plenum darauf hin, dass der
Einzelantrag Glarner auf einem Missverständnis beruhen müsse. Die Motion wolle
nämlich genau das, was Glarner ausführe. In der anschliessenden Abstimmung wurde
die Motion mit 129 Stimmen zu 48 Stimmen angenommen. Für den Antrag Glarner und
den Bundesrat stimmten lediglich Mitglieder der SVP-Fraktion. 11

Hautes écoles

In der Herbstsession 2020 beugte sich der Nationalrat über die Totalrevision des
Gesetzes über die internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung.
Mustafa Atici (sp, BS) erinnerte daran, dass die Schweiz seit 2014 nur noch Partnerland
und nicht mehr Programmland des EU-Austauschprogramms Erasmus+ ist. Daher habe
die Schweiz in der Vergangenheit alternative Instrumente für Schweizer Studierende
geschaffen. Die wesentliche Neuerung der vorliegenden Totalrevision bestehe in der
gleichwertigen gesetzlichen Verankerung der beiden Varianten, nämlich einerseits die
Assoziierung der Schweiz an ein internationales Förderprogramm, namentlich an
Erasmus+, und andererseits die Umsetzung und direkte Finanzierung des eigenen
Schweizer Förderprogramms, das seit 2014 angelaufen ist. Im Rahmen der Debatte im
Nationalrat wurden einige Mehrheits- und Minderheitsanträge erläutert. Schliesslich
wurde aber nur eine einzige Differenz zum Ständerat geschaffen. Gemäss der Variante
des Nationalrats soll der Geltungsbereich des Gesetzes ausdrücklich um die Teilnahme
an internationalen Programmen erweitert werden.
In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat das Geschäft mit 192 zu 0 Stimmen
einstimmig an. 12

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 16.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Recherche

Der Beitritt der Schweiz zum SKAO stand in der Herbstsession 2021 auf der
Traktandenliste der grossen Kammer. Die beiden Kommissionssprecher Mustafa Atici
(sp, BS) und Fabien Fivaz (gp, NE) stellten die Vorlage detailliert vor und betonten unter
anderem, dass die von der Schweiz beigesteuerten finanziellen Mittel aufgrund des
Prinzips des garantierten industriellen Rückflusses wieder der Schweizer Wirtschaft
zugutekommen würden. Wie in der vorberatenden Kommission (24 zu 0 Stimmen) war
das Geschäft auch im Plenum unbestritten. Der Nationalrat stimmte der Vorlage mit 162
Stimmen bei einer Enthaltung zu. 13

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 30.09.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Die WBK-NR forderte im Juni 2022 mehr Transparenz bezüglich der verwendeten und
nicht verwendeten Mittel für das «Horizon-Paket 2021-2027». Die Kommission
sprach damit den Verpflichtungskredit in der Höhe von CHF 6.15 Mrd. an, den die Räte
2020 für die geplante Beteiligung am Horizon-Paket 2021–2027 gesprochen hatten.
Weil die Schweiz die erhoffte Assoziierung an Horizon Europe bislang nicht erreichen
konnte, habe der Bundesrat das SBFI beauftragt, direkt Projekte im Rahmen von
Übergangsmassnahmen zu finanzieren. Es mangle nun jedoch an Transparenz bezüglich
der verschiedenen Verpflichtungs- und Zahlungskredite für diese
Übergangsmassnahmen. Es brauche eine laufend zu aktualisierende Übersicht
betreffend angefallener Kreditreste; Verpflichtungskredite für Projektfinanzierungen in
den kommenden Jahren; Finanzierung der Massnahmen, die von SNF und Innosuisse
umgesetzt werden und zu allfälligen zusätzlichen Massnahmen. Eine Minderheit der
Kommission um Diana Gutjahr (svp, TG) beantragte die Ablehnung der Motion. Auch der
Bundesrat unterstützte das Anliegen nicht. Er argumentierte, dass die gewünschten
Informationen bereits vorhanden und abrufbar seien; somit sei das Anliegen bereits
erfüllt.
Der Vorstoss gelangte in der Herbstsession 2022 in den Nationalrat. Mustafa Atici (sp,
BS) betonte, dass die Kommission mit dieser Motion sicherstellen wolle, dass der dafür
vorgesehene Betrag vollumfänglich in den Bereich Forschung und Innovation fliesse. Im
Rahmen der Teilassoziierung bei Horizon 2020 (2014 bis 2016) seien über CHF 700 Mio.
an gesprochenen Mitteln nicht für den dafür vorgesehenen Zweck verwendet worden –
die Frage nach diesen Geldern wurde auch in der Anfrage 22.1022 von Fabien Fivaz (gp,
NE) aufgeworfen. Dies dürfe sich nicht noch einmal wiederholen. Die Minderheit sah
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hingegen keinen Grund, die Motion anzunehmen. Sie vertrat wie der Bundesrat die
Ansicht, dass alle Angaben bereits transparent vorhanden und verfügbar seien. Der
Nationalrat nahm die Motion jedoch mit 133 zu 50 Stimmen an, die ablehnenden
Stimmen stammten allesamt von Mitgliedern der SVP-Fraktion. 14

Der Beitritt zu sechs ERIC-Forschungsinfrastrukturnetzwerken und die damit in
Zusammenhang stehende Änderung des FIFG standen in der Wintersession 2022 auf
dem Programm der grossen Kammer. WBK-NR-Sprecher Mustafa Atici (sp, BS) führte
aus, dass das Ziel der ERIC-Netzwerke darin bestehe, das Niveau der europäischen
Forschung anzuheben. Die Beteiligung an den ERIC vermöge zwar die Nicht-
Assoziierung an Horizon Europe nicht wettzumachen, trage jedoch dazu bei, die
Integration in den europäischen Forschungsraum voranzubringen. Atici ergänzte, dass
die Mittel zur Zahlung der Jahresbeiträge für diese sechs Infrastrukturen bereits im
Rahmen der BFI-Botschaft 2021-2024 bewilligt worden seien. Der einstimmigen
Beurteilung der Kommission folgend, sprach sich der Nationalrat ebenfalls einstimmig
für den Beitritt aus und stimmte der Änderung des FIFG zu.
In den Schlussabstimmungen wurden die beiden Vorlagen von den zwei Räten jeweils
einstimmig gutgeheissen. 15

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 12.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Culture, langues, églises

Politique culturelle

Mit einem Postulat forderte Mustafa Atici (sp, BS) vom Bundesrat einen Bericht darüber,
wie die Mobilität von Kunst- und Kulturschaffenden Unesco-konform erleichtert
werden kann. Atici erklärte, dass er regelmässig Beschwerden von Veranstaltenden
interkultureller Anlässe erhalte, weil die Einreise von Künstlerinnen und Künstlern aus
dem globalen Süden schwierig bis unmöglich sei. Oft erhielten Personen etwa aus Afrika
oder Lateinamerika gar kein Visum oder erst sehr kurzfristig und mit sehr strengen,
kaum erfüllbaren Auflagen. Jedoch habe sich die Schweiz mit der Unterzeichnung der
UNESCO-Konvention zum «Schutz und der Förderung der Vielfalt kultureller
Ausdrucksformen» verpflichtet, die Einreise für Kulturschaffende aus Ländern, die eine
Visumspflicht für die Schweiz haben, zu erleichtern. Bundesrätin Elisabeth Baume-
Schneider hielt dagegen, dass die Schweiz bezüglich Visaregelungen für Personen aus
sogenannten Drittstaaten an die Schengen-Regelungen gebunden sei. Dabei gäbe es
gewissen Handlungsspielraum (etwa beim Erlass von Visumgebühren), den die Behörden
auch nutzen würden. Ausserdem seien diese Herausforderungen bereits im dritten
periodischen Bericht der Schweiz zur Umsetzung der UNESCO-Konvention erkannt
worden, seit 2020 habe man überdies erste Massnahmen dagegen ergriffen. Aufgrund
dieser Massnahmen und der geplanten Bestandesaufnahme der Problematik im vierten
periodischen Bericht der Schweiz im Jahr 2024 sei ein weiterer Bericht nicht nötig,
argumentierte der Bundesrat. In der Folge lehnte der Nationalrat das Postulat mit 105
zu 80 Stimmen ab. Unterstützung erhielt Atici von den geschlossen stimmenden
Fraktionen der SP, der Grünen und der Grünliberalen. 16

POSTULAT
DATE: 04.05.2023
SARAH KUHN

Médias

Radio et télévision

Par l'intermédiaire d'une motion, le socialiste bâlois Mustafa Atici (BS) désire que la SSR
soit plus attentive à la représentation et à la participation de la population immigrée.
Pour tenir compte de sa diversité culturelle et linguistique, la Suisse doit faire en sorte
que ses médias de service-public atteignent les populations issues de l'immigration, a
argumenté le député d'origine kurde, et binational turco-suisse. Il a également souhaité
que les organes de direction de la SSR soient poussés à prendre cette diversité en
compte de manière plus prononcée. 
Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion. Le DETEC répondra aux attentes de la
motion dans le cadre de son activité normale de surveillance en veillant à l'application
de l'article 14 de la concession, qui traite des personnes issues de la migration.
Cependant, il ne revient pas à la Confédération de s'immiscer dans la politique du
personnel de la SSR, laquelle bénéficie d'une autonomie d'organisation en vertu de la
LRTV. Le Conseil national a suivi l'avis du gouvernement en refusant la motion par 125
voix contre 68 (0 abstention). Le camp rose-vert s'est retrouvé isolé. 17
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